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Allgemeines Wohngebiet

Maß der baulichen Nutzung (§ 5 Abs.2 Nr.1, § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse, zwingend

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Geschlossene Bauweise

Baulinie

Baugrenze

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und

Gemeinschaftsanlagen  (§ 9 Abs.1 Nr.4 und 22 BauGB)

Nebenanlage: Tiefgarage

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  (§ 9 Abs.7 BauGB)

Außerkrafttreten bisheriger Rechtsvorschriften

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen bauplanungsrechtlichen

Festsetzungen außer Kraft.
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Villingen-Schweinningen

Stadtplanungsamt 

Datum                 Zeichen

gezeichnet :  14.05.20         KG

geprüft :

geändert :

Dieser Bebauungsplan und die Satzung über örtliche Bauvorschriften sind unter Einhaltung der im

Baugesetzbuch und in der Landesbauordnung (LBO) vorgeschriebenen Verfahren zur Aufstellung von

Bebauungsplänen und zur Aufstellung von Satzungen über örtliche Bauvorschriften nach dem Willen

des Gemeinderates zustande gekommen.

Villingen-Schweinningen, den 25.06.2020

 gez. Detlev Bührer,

 Erster Bürgermeister

Villingen-Schwenningen, den 25.06.2020

Amtsleiter

gez. Angelique Ahn

Amtsleitung

S-E-I-24-2020.dwg Blattgröße: in Millimeter 594x950

Stat. Nr. S-E-I-24/2020Maßstab  1 : 1000

Bebauungsplan mit örtlichen

 Bauvorschriften

gemäß § 74 Landesbauordnung (LBO)

 "Zwischen

 Spittel-, Au-, Johannes- und Seestraße,

Teilbereich Spittelstraße 51"

im Stadtbezirk Schwenningen

Datum                    Zeichen

I. Textliche Festsetzungen

Rechtsgrundlagen:

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 6 des Gesetztes vom

27.März 2020 (BGBI I S. 587) geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S.132), die zuletzt durch Artikel 2 des

Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist.

Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4.Mai

2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist.

Landesbauordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. S. 357, 358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Gesetzt

vom 18. Juli 2019 (GBI. S. 313)

Gemeindeordnung Baden-Württemberg vom 24.07.2000 (GBl., S. 582, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 21. Mai

2019 (GBl. S. 161, 186)

1 Art der baulichen Nutzung

1.1 Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind die unter § 4 (3) Nr. 4 und 5 BauNVO genannten Ausnahmen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

1.4 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes sind von den sonstigen nicht störenden Gewerbebetrieben Plakatanschlagtafeln als

selbstständige gewerbliche Anlagen nicht zulässig.

2 Maß der baulichen Nutzung

2.1 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als Vollgeschossen einschließlich der

dazugehörigen Treppenräume, Flure und einschließlich ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Innerhalb des Plangebietes werden bei der Ermittlung der Grundfläche gemäß § 19 (4) BauGB wasser- und luftdurchlässige Flächen sowie Flächen

die lediglich unterbaut werden nicht angerechnet.

4 Weitere Festsetzungen

4.1 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes sind Aufschüttungen bzw. Abgrabungen zum Zwecke der Einebnung des Geländes

zulässig. Die maximal zulässige Höhe der Aufschüttung oder Abgrabung beträgt bei einer Neigung des natürlichen Geländes von

0% - 5%0,5 Meter5% - 13%1,0 MeterBei Geländeneigungen von mehr als 13% können höhere Aufschüttungen zugelassen werden.

4.2 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Garagen, überdachte Stellplätze und offene Stellplätze nicht zulässig.

4.3 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Tiefgaragen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf den hierfür festgesetzten

Flächen zu errichten.

4.4 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Nebenanlagen gemäß § 14 Absatz 2

BauNVO ausnahmsweise zulässig; Nebenanlage nach § 14 Absatz 1 BauNVO bis zu einer Größe von  20 m³ umbauter Raum sind zulässig.

4.5 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes beträgt die max. Höhe von Böschungsmauern 1,0 m. Eine Kombination mit Zaunanlagen

oder Sichtschutzwänden ist unzulässig.

6 Grünfestsetzungen

6.1 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes ist eine Befestigung von Wegen, Zufahrten und oberirdischen, offenen Stellplätzen nur in

wasserdurchlässigen Belegen herzustellen. Auch Wasserdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss,

Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig (s. Hinweis 5.4 Grundwasserschutz).

7 Sonstige Festsetzungen

7.1 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes sind Dachflächen zumindest zu 50% extensiv zu begrünen.

Dies schließt notwendige wasserrechtliche Genehmigungen und Erlaubnisse nach anderen spezialrechtlichen Vorschriften nicht aus.

II. Örtliche Bauvorschriften

Rechtsgrundlagen:

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. Nr. 7 S. 357, ber. S. 416 ), zuletzt mehrfach geändert

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.11.2014 (GBI. S. 501)

 1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 NR. 1 LBO-BW)

1.1 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes sind Gebäude mit Flachdächern auszubilden.

2 Einfriedungen (§ 74 Abs. 1 NR. 3 LBO-BW)

2.1 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes beträgt die straßenseitige maximale Einfriedungshöhe 0,8 m. Eine allseitige Einfriedung der

Grundstücke ist zulässig.

3 Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 NR. 2 LBO-BW)

3.1 Werbeanlagen sind nur an den von der öffentlichen Straßenverkehrsfläche einsehbaren Fassaden der Gebäude und nur an den Stätten der

Leistung zulässig. An jeder dem öffentlichen Straßenraum zugewandten Gebäudeseite ist für jede Leistungsstätte nur eine Werbeanlage zulässig.

Die maximal zulässige Größe der Werbeanlage beträgt: Höhe 0,5 m x Breite 2,5 m

Ausleger sind bis zu einer maximalen Auslage von 1,0 m zulässig.

Die Beleuchtung von Werbeanlagen muss blendfrei sein. Lauf-, Wechsel- und Blinkschaltungen sowie fluoreszierende Farben sind unzulässig.

4 Außenantennen (§ 74 Abs. 1 NR. 4 LBO-BW)

4.1 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes sind pro Hauptgebäude nur zwei Außenantennen an diesem zulässig. Für Parabolantennen

beträgt die maximale Höhe der Einrichtung 1,5 m, für Stabantennen maximal 4,0 m.

III. HINWEISE

1 Bauweise

Zur Minimierung des Eingriffs in Natur und Landschaft, hier: Schutzgut Boden, sollten die Gebäude in Splitlevelbauweise (versetzte Geschosse)

errichtet werden.

2 Bodendenkmalschutz

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG

umgehend einer Denkmalschutzbehörde, der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege (abteilung8@rps.bwl.de),

oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Knochen, Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, etc.) oder Befunde (auffällige

Erdverfärbungen, Gräber, Mauerreste, Brandschichten, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem

Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von

Ordnungswidrigkeiten (§27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit

kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.

3 Bodenschutz / Bodenverunreinigungen

3.1 Zur Minimierung des Eingriffs in Natur und Landschaft, hier: Schutzgut Boden, sollten die Gebäude in Splitlevelbauweise (versetzte Geschosse)

errichtet werden.

3.2 Die Gesichtspunkte des Bodenschutzes sollten bei der Planung und Umsetzung beachtet werden. Maßnahmen hierzu wären:

· Sparsamer und schonender Umgang mit Boden

· Minimierung der Bodenverdichtung und Belastung

· Separate Behandlung von Mutterboden

· Schutz des kulturfähigen Unterbodens durch Wiedereinbau, Rekultivierung oder Geländemodellierung im Plangebiet.

· Wasserdurchlässige Beläge bei Park-, Stellplatz- oder Hofflächen, die nicht durch Umgang mit wassergefährdenden Stoffen oder

betrieblichen Verkehr verunreinigt werden können.

· Der bei den Erschließungs- und Baumaßnahmen anfallende Bodenaushub ist soweit als möglich an geeigneten Stellen innerhalb des

Plangebiets durch Geländemodellierung bzw. Massenausgleich einer Wiederverwendung zuzuführen.

3.3 Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind Aufschüttungen zum Zwecke der Geländeeinebnung - / profilierung nur unter

folgenden Bedingungen zulässig:

· Der bei den Erschließungs- und Baumaßnahmen anfallende, unbelastete Bodenaushub ist soweit als möglich an geeigneten Stellen

innerhalb des Plangebiets durch Geländemodellierung bzw. Massenausgleich einer Wiederverwendung zuzuführen.

Dabei ist es unerheblich, ob der Bodenaushub in die durchwurzelbare Bodenschicht oder in darunter liegende Bodenschichten eingebaut wird.

Untersuchungen für Bodenmaterial, welches aus dem Plangebiet stammt, sind nicht erforderlich.  Diese generelle Regelung trifft nicht auf Flächen mit

schädlichen Bodenveränderungen, Verdachtsflächen (Flächen mit dem Verdacht schädlicher Bodenveränderungen), Altlasten oder altlastverdächtige Flächen zu.

· Bodenmaterial, das von außerhalb in das Plangebiet antransportiert und eingebaut werden soll, ist vor dem Auf- und Einbringen zu

untersuchen.

Ein entsprechender Nachweis (Herkunft, Deklarationsanalytik einer repräsentativen Mischprobe) ist zu führen und unaufgefordert nach Einbau

an das Stadtbauamt, Abteilung Tiefbau zu übermitteln.

Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörenden Bodenmaterial in die durchwurzelbare Bodenschicht sind die Vorsorgewerte der

Bundes-Bodenschutz­ und Altlastenverordnung einzuhalten.

3.4 Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörenden Bodenmaterial, das nicht zum Erstellen einer durchwurzelbaren Bodenschicht dient, sind

die Zuordnungswerte Technischen Regeln der LAGA einzuhalten.

· Bei sämtlichen Tiefbauarbeiten ist ein Gutachter gem. § 18 BBodSchG (Fachgutachter Altlasten) ist hinzu zu ziehen.

· Der bei der Baumaßnahme anfallende Bodenaushub ist entsprechend der Festlegungen des Gutachters zu separieren und zu deklarieren.

Gemäß der vorzunehmenden Nachweise (Probenahmen und Analysen) oder der Festlegungen des in 1. genannten Gutachters ist der Aushub der

Verwertung oder Entsorgung zuzuführen.

· Die allgemeinen Pflichten zur Gefahrenabwehr gem. § 4 Abs. 1 Bundes-Bodenschutzgesetz (Vermeidung schädlicher

Bodenveränderungen) sind einzuhalten.

4 Natur und Landschaft

· Im Sinne der Minimierung des Eingriffs in Natur und Landschaft sollten zur Außenbeleuchtung zum Schutz nachtaktiver Insekten nur

Natriumleuchtmittel Verwendung finden.

· Mögliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG sind zu vermeiden und die Baufelder sind deshalb außerhalb der Brut- und

Aufzuchtzeit der Vögel von den Gehölzen freizumachen.

· Im Hinblick auf die Quartiernot der Gebäudebrüter infolge von Gebäudesanierungen wird empfohlen Nisthilfen anzubringen. (vgl. z.B.

www.artenschutz-am-haus.de, www.artenschutz-am-bau.de).

5 Grundwasserschutz

Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb der Zone III des festgesetzten Wasserschutzgebiets "Keckquellen I - III". Die Bestimmungen der

Rechtsverordnung des Landratsamtes Rottweil zum Wasserschutzgebiet "Keckquellen I - III" vom 15.11.1994 sind zu beachten.

Die gesetzlichen Grundlagen des Grundwasserschutzes (v.a. § 49 WHG i.V.m. § 43 WG) sind zu beachten.

Zur Brauchwassergewinnung ist eine Anlage von Zisternen im Sinne des schonenden Umgangs mit dem Schutzgut Wasser anzuraten.

Eine punktuelle Versickerung (Schachtbauwerke) der unbelasteten Niederschlagswässer ist nicht zulässig.

Die dezentrale Niederschlagswasserbeseitigung ist schadlos für Dritte (z. B. Unterlieger) herzustellen, zu betreiben und zu unterhalten.

Ein Einbringen von Erdwärmesonden in Zone III des Wasserschutzgebietes „Keckquellen I-III“ kann nicht genehmigt werden.

Als Bodenbefestigungen sind folgende Beläge zulässig:

· Pflaster- und Plattenbeläge aus flüssigkeitsundurchlässigen Materialien mit mind. 2 cm breiten Rasenfugen

· Rasengittersteine

· Rasenwaben

· Wasserundurchlässige Beläge

· DIBt.-zugelassene Flächenbeläge zur Behandlung und Versickerung mineralölhaltiger Niederschlagsabflüsse (siehe auch

https://www.dibt.de/fileadmin/verzeichnisse/NAT_n/zv_referat_II3/SVA_84.pdf)

Für andere wasserdurchlässige Beläge wie beispielsweise Schotterbeläge, Pflaster mit nicht bewachsenen, durchlässigen Fugen oder poröse

Beläge gelten strengere Anforderungen an den Untergrund (siehe Tabelle 4.1 - Typ D 5 in Verbindung mit Typ D 4 der oben genannten

Arbeitshilfen)

6 Planbild

Die Einteilung der Straßenverkehrsflächen und Straßenverkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

7 Aufhebung aller bisherigen Festsetzungen

Im Geltungsbereich dieser Satzung werden alle bisherigen planungsrechtlichen Festsetzungen und örtliche Bauvorschriften aufgehoben.

Aufstellungsverfahren

§ 13a BauGB Aufstellung

Der Aufstellungsbeschluss wurde gefasst am:  21.01.2020

Ortsüblich bekannt gemacht am:  14.02.2020

§ 13a Abs. 3 Nr.2 Gelegenheit zur Äußerung

 BauGB Ortsüblich bekannt gemacht am:                         14.02.2020

Die Unterrichtung der Öffentlichkeit erfolgte vom: 26.02.2020 bis 11.03.2020

§ 3 Abs. 2 u. Öffentliche Auslegung des Entwurfes

§ 4 Abs. 2 BauGB Dem Bebauungsplanentwurf mit den örtlichen Bauvorschriften

wurde zugestimmt und seine Offenlage beschlossen am:  21.01.2020

Ortsüblich bekannt gemacht am:  14.02.2020

Die Offenlage erfolgte in der Zeit vom:         16.03.2020 bis 24.04.2020

Die Behörden wurden über die Offenlage informiert mit

Schreiben vom:  09.03.2020

§ 10 BauGB, u. Satzung

§4 GemO Die fristgemäß vorgebrachten Anregungen und Bedenken und

die Stellungnahmen der Behörden wurden durch den

Gemeinderat geprüft und abgewogen am: 24.06.2020

Der Bebauungsplan mit den örtlichen Bauvorschriften wurde als

Satzung beschlossen am: 24.06.2020

Villingen-Schwenningen, den 25.06.2020

gez. Detlev Bührer

Erster Bürgermeister

§ 10 BauGB, Inkrafttreten

§4 GemO Der Satzungsbeschluss wurde ortsüblich bekannt gemacht am:  26.06.2020

Das Ergebnis der Abwägung wurde den Personen und Behörden,

die Anregungen vorgebracht haben, mitgeteilt mit Schreiben vom:  25.06.2020

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Rechtsgrundlagen Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das

durch Artikel 6 des Gesetztes vom 27.März 2020 (BGBI I S. 587) geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990

(BGBl. I S.132), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert

worden ist.

Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die

zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist.

Landesbauordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. S. 357, 358, ber.

S. 416), zuletzt geändert durch Gesetzt vom 18. Juli 2019 (GBI. S. 313)

Gemeindeordnung Baden-Württemberg vom 24.07.2000 (GBl., S. 582, ber. S. 698), zuletzt geändert

durch Artikel 16 des Gesetzes vom 21. Mai 2019 (GBl. S. 161, 186)

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Katasterunterlagen Die Kartengrundlage stimmt mit der Katastergrundlage überein                                     Stand: Oktober 2019

§ 1 Abs. 2 PlanzV

gez. Ulrich Götz

Stadtvermessungsdirektor

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Planbearbeitung Stadtplanungsamt der Stadt Villingen-Schwenningen                                                  SB: Herr Woyzella

gez. Angelique Ahn

Amtsleitung

Auszug (unmaßstäblich) aus dem Flächennutzungsplan 2009 der

Verwaltungsgemeinschaft Villingen-Schwenningen; wirksam seit dem 28.02.1998.
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